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	< Editorial

den sozialrechtlichen Grundlagen der 
Jahre 2021/2022 berechnet sind und da­
her zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes aktualisiert werden müssen. 
Welche finanziellen Auswirkungen diese 
Aktualisierung mit sich bringt, ist noch 
nicht absehbar. 

Lediglich in den Besoldungsgruppen A 4 
bis A 7 wird die Notwendigkeit gesehen, 
durch einen höheren Stufeneinstieg (A 4 
und A 5 in Stufe 5, A 6 in Stufe 3, A 7 in 
Stufe 2) die Anfangsgrundgehälter deut­
lich anzuheben. Dies verkürzt das eben­
falls dem Alimentationsgrundsatz inne­
wohnende Abstandsgebot zwischen den 
Ämtern. Überholeffekte aus unteren Be­
soldungsgruppen gegenüber höheren Be­
soldungsgruppen treten dadurch früher 
als bisher ein und strapazieren somit das 
Abstandsgebot insgesamt. Dies wird viel­
fach den Betroffenen schwer zu vermit­
teln sein. 

Bei der Neuregelung des Familien­
zuschlags wird bei Beibehaltung der 
bisherigen kindbezogenen Beträge 
dauerhaft der bisher Verheirateten, Ge­
schiedenen und Alleinerziehenden sowie 
Verwitweten zugestandene Familienzu­
schlag der Stufe 1 in Höhe von rund 
158 Euro gestrichen. Zur Beruhigung des 
Bestandspersonals wird diese bisherige 
Leistung eingefroren und im Rahmen 
einer Übergangsregelung als Ausgleichs­
zuschlag (§ 79 BBesG) erhalten. Es ist 
nicht akzeptabel, dass der Familienzu­
schlag für Verwitwete ersatzlos entfällt. 
Überzogen ist dabei die Übergangs­
lösung im Versorgungsrecht, die der 
Witwe (auch dem Witwer) einen Besitz­
stand in Form des Ausgleichszuschlags 
lediglich für 24 Monate nach dem Sterbe­
monat zubilligt. Neben der auf 55 Pro­
zent des Ruhegehaltes künftig abgesenk­
ten Hinterbliebenenversorgung ist dies 
eine weitere bedeutende Kürzung für 
Hinterbliebene. 
� >

der langersehnte Gesetzentwurf des 
Bundesministeriums des Innern und für 
Heimat zur Sicherstellung einer amts­
angemessenen Bundesbesoldung und 
-versorgung liegt vor. Er wurde den 
Ressorts und den Verbänden gleich­
zeitig zugeleitet. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
unternimmt das BMI erneut den Versuch, 
die Beschlüsse des Bundesverfassungsge­
richts zur amtsangemessenen Besoldung 
vom 4. Mai 2020 sowie den Beschluss des 
Innenausschusses des Deutschen Bun­
destages vom 23. Oktober 2019 zur Neu­
regulierung des Familienzuschlags umzu­
setzen. Dazu greift der Gesetzentwurf 
auf eine unveränderte Tabelle der Grund­
gehälter zurück und führt zur Herstellung 
der amtsangemessenen Besoldung nach 
den Grundsätzen des BVerfG vom Mai 
2020 neue, ausschließlich auf familienbe­
zogene Sachverhalte begründete besol­
dungsrechtliche Ergänzungen ein, die auf 
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Ergänzt wird der Familien- 
zuschlag durch einen kinder- 
und mietstufenbezogenen 
Alimentativen Ergänzungszu­
schlag (AEZ, § 41 BBesG n. F.). 
Die AEZ-Tabelle ist dadurch 
gekennzeichnet, dass über­
haupt erst ab dem dritten 
Kind in jeder Mietstufe ein 
Zuschlag hinterlegt ist. Bei bis 
zu zwei Kindern sind bislang 
nur etwa die Hälfte der Miet­
stufen mit einem Zuschlag 
hinterlegt. Ein Vergleich mit 
den Mietstufen von NRW 
lässt auf den ersten Blick ein 
anderes Mindset erkennen. 
Auch die Höhe der Zuschläge 
hebt sich sehr deutlich von 
der Regelung des Bundes ab. 
Es bleibt abzuwarten, was die 
Aktualisierung bringt.

Eine besondere Rolle spielt 
die Einführung eines soge­
nannte Abschmelzbetrages 
nach § 41 BBesG-neu. Was 
über die AEZ-Tabelle mögli­
cherweise zusteht, wird über 
die Abschmelztabelle wieder 
genommen oder gekürzt. Ab­
schmelzbeträge schon ab A 5 
in Höhe von 4 Euro und AEZ 
in Höhe von 7 Euro bei Miet­
stufe IV verdeutlichen den 
Sparwillen des Bundes.  Ins­
besondere im Vergleich zu 
den Tabellen der Bundeslän­
der signalisiert der Gesetzge­
ber Bund sicherlich nicht die 
Wertschätzung an sein Perso­
nal, die politisch in Sonntags­
reden insbesondere bei oder 
nach der Bewältigung kriti­
scher Lagen, die durch die 
Verwaltung gemeistert wur­
den, so gern beschworen 
werden. 

Abgelehnt wird auch die Tat­
bestandsvoraussetzung für 
den Alimentativen Ergän­
zungszuschlag an die tat­
sächliche Zahlung des Kin­
dergeldes. Dies verkennt 
vielfach die Lebenswirklich­
keit insbesondere bei ge­
trennt Lebenden Elternteilen, 
die sich jedoch gemeinsam 
das Sorgerecht teilen und 
auch wechselseitig die Kin­
der in ihren jeweiligen Woh­
nungen aufnehmen. 

Fazit:

Der Gesetzentwurf in der vor­
liegenden Form wird abgelehnt.

Eine Anpassung der Grundge­
hälter ist zwingend notwendig, 
um sowohl Nachwuchsbeamte 
als auch Bestandsbeamte (je­
weils auch ohne Familienan­
hang) zu gewinnen bezie­
hungsweise zu binden. Die 
Abwanderung zu anderen 
Dienstherren hat im Bereich 
der Bundeswehr bereits be­
gonnen. Hier ist dringender 
Handlungsbedarf zur Attrakti­
vitätssteigerung geboten. Hier 
sollte unter Berücksichtigung 
der von verschiedenen Ländern 
anvisierten Grundgehaltsstruk­
turen neu überlegt werden, 
auch um eine bessere Ver­
gleichbarkeit herzustellen. Dies 
ist notwendig, um Abwande­
rung zu stoppen und seitens 
des Bundes ein attraktives Be­
soldungsangebot zu bieten.

Der pauschale Wegfall des 
Familienzuschlags der Stufe 1 
ohne Kompensation für den 
entsprechenden bisherigen an­
spruchsberechtigten Personen­
kreis ohne Kinder wird als nicht 
sachgerecht abgelehnt. Im Zu­
sammenhang mit der Bewer­
tung in Ziffer 1 resultiert ein 
Attraktivitätsverlust gegen­
über den Bundesländern (zum 
Beispiel NRW, BW). Der Weg­
fall sollte in eine Umgestaltung 
der Grundgehälter reinvestiert 
werden. Ein Entfallen der Be­
standssicherung für verwitwe­
te Beamtinnen und Beamte 
nach Ablauf von 24 Monaten 
wird in keinem Fall akzeptiert. 

Die Gestaltung des Alimentati­
ven Ergänzungszuschlags wird 
insbesondere hinsichtlich der 
Abschmelzungsbeträge abge­
lehnt. Der Zuschlag ist unter 
den gleichen Voraussetzungen 
wie der Familienzuschlag zu 
zahlen. Ein Abstellen auf den 
tatsächlichen Bezug des Kin­
dergeldes trägt den modernen 
und gesellschaftlich gewollten 
Betreuungsverhältnissen von 
minderjährigen Kindern und 
dem damit verbundenen er­

höhten Raumbedarf nicht 
Rechnung. Abschmelzbeträge 
unter 50 Euro sind kleinherzig 
und geizig und sind offenkun­
dig nicht von dem Ziel erhöh­
ter Attraktivität geleitet.

Der Gesetzentwurf konzen­
triert sich ausschließlich auf 
pekunäre Aspekte und blendet 
dringende anderweitige Not­
wendigkeiten für eine Attrakti­
vitätssteigerung im gesamten 
Dienstrecht trotz des hohen 
Fachkräftebedarfs in der öf­
fentlichen Verwaltung aus. Da­
rüber hinaus sind die Maßnah­
men nicht auf die laufenden 
länderseitigen gleichgerichte­
ten Gesetzesvorhaben abge­
stimmt. Dies verstärkt das seit 
2016 mit der Föderalismusre­
form I auseinanderdriftende 
Besoldungsgeschehen.

Der VBB hat eine ausführliche 
Stellungnahme an den dbb 
übersandt. Natürlich werden 
begleitende Gespräche auf ver­
schiedenen Ebenen geführt. 
Die Vielzahl der bei uns einge­
gangenen Mails von einzelnen 
Mitgliedern zeigt, wie sehr die­
ses Thema interessiert. Wir be­
danken uns ausdrücklich an 
dieser Stelle für das Engage­
ment und die guten Beiträge.

Neben diesem Gesetzentwurf 
gibt es ein weiteres Thema, das 
die Gemüter bewegt, aller­
dings nicht bundesweit: das 
Berlin/Bonn-Gesetz.

Mitte Februar hat hierzu eine 
gemeinsame Informationsver­
anstaltung der Bundestagsab­
geordneten aus Bonn und dem 
umliegenden Rhein-Sieg-Kreis 
stattgefunden. Extra aus Berlin 
war die Bundesbauministerin 
Geywitz angereist, die die Er­
gebnisse der bisherigen Ab­
stimmungen vortrug. Das Ge­
setz soll danach grundsätzlich 
bestehen bleiben und durch 
eine Zusatzvereinbarung er­
gänzt werden. Bundesministe­
rin Geywitz machte deutlich, 
dass sie keine Notwendigkeit 
für einen Umzug sieht. Sie ken­
ne auch kein Ministerium, wel­
ches Umzugsgedanken habe. 

Die aktuelle Situation der 
Wohnungsnot in Berlin sowie 
die Erfahrungen mit der Digita­
lisierung hätten die Diskussion 
insgesamt entschärft. Es wer­
de überlegt, Bonn mit Bundes­
aufgaben zu stärken.

Das klingt alles sehr positiv, al­
lerdings haben die Bonner in 
den letzten Jahren den soge­
nannte „Rutschbahneffekt“ 
nach Berlin erlebt und bleiben 
nach wie vor skeptisch. Zur 
Wahrheit gehört allerdings 
auch, dass es manchmal 
schwieriger ist, im BMVg in 
Berlin Dienstposten zu beset­
zen als in Bonn, weil dort auf­
grund der Ämterdichte in der 
„Rhein-Schiene“ ein Wechsel 
leichter möglich ist.

Der VBB hatte Ende Januar zu 
einer Podiumsdiskussion über 
das von Prof. Terhechte erstell­
te Gutachten über die „Eigen­
ständigkeit der Bundeswehr­
verwaltung“ eingeladen. Die 
Veranstaltung war eine gelun­
gene Mischung aus Präsenz- 
und Online-Veranstaltung. Aus 
dem BMVg in Berlin war Abtei­
lungsleiter Recht, Dr. Stöß, zu­
geschaltet. Vor Ort diskutier­
ten die Unterabteilungsleiterin 
Frau Domuradt und unsere 
kundige Kollegin Frau Maaß 
aus Kiel mit dem Verfasser. 
Und auch im Chat wurde eifrig 
mitdiskutiert. Die Veranstal­
tung fand in der Bibliothek des 
Bildungszentrums in Mann­
heim statt: Offensichtlich war 
der Ort inspirierend. Als Quint­
essenz lässt sich sehr verkürzt 
zusammenfassen: Auch wenn 
viele Entwicklungen nicht of­
fensichtlich verfassungswidrig 
sind, so gibt das Grundgesetz 
klare Leitlinien einer zivilen 
Wehrverwaltung vor. Ausnah­
men sind daher restriktiv zu 
handhaben und bedürfen einer 
guten Begründung. Wir wer­
den hierzu weiter im Gespräch 
mit der Amtsseite bleiben.

Ihre  

Imke v. Bornstaedt-Küpper, 
Bundesvorsitzende
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Änderung im 
Rechtsschutzverfahren ab 2023!
Ab 2023 wird es Änderungen beim Rechtsschutz geben. Wir wollen 
digitaler werden, um Papier zu sparen und um Ihnen die Arbeit zu er­
leichtern. Des Weiteren gibt es einige weitere wichtige Informationen.

In Zukunft werden wir das 
Rechtsschutzschreiben nur 
noch digital als E-Mail an die 
Mitglieder und Bereiche/Lan­
desverbände schicken.

Zudem gibt es einen Hinweis 
für geltende Termine bezie­
hungsweise Ablauffristen. In 
der Vergangenheit gab es hin 
und wieder Probleme mit der 
Wahrung der Fristen. Die 
Dienstleistungszentren haben 
aufgrund von zu kurzen Bear­
beitungszeiten Rechtsschutz­
unterlagen zurückgewiesen.

Dies ist sehr ärgerlich für alle 
Antragsteller:innen und so 

kommen leider auch Kündi­
gungen zustande.

Wichtig ist es zudem, dass 
Sie als Mitglieder Ihre privaten 
E-Mail-Adressen angeben. 
Dienstliche werden von den 
Dienstleistungszentren nicht 
verwendet.

Zudem möchten wir Sie bitten, 
auf vollständige Unterlagen 
und vor allem auf die Unter-
schrift auf dem Rechtsschutz-
formular/der Datenschutz- 
erklärung zu achten.

Noch ein wichtiger Hinweis: 
Es werden nur eingescannte 

Unterlagen als PDF entgegen­
genommen. Diese sind chrono­
logisch zu ordnen. Handyfotos 
sind nicht gestattet, da diese 
meistens unscharf und unle­
serlich sind.

Anbei die Übersicht der 
angegeben Fristen seitens 
des dbb:

Es gelten folgende späteste 
Termine für das Vorliegen der 
notwendigen Unterlagen:

	> Zwei Arbeitstage vor Frist­
ablauf bei einem Wider­
spruch auf der Verwaltungs­
ebene;

	> Zwei Arbeitstage vor Ab- 
lauf der Klagefrist bei einer 
Kündigungsschutzklage oder 
einer Entfristungsklage vor 
dem Arbeitsgericht;

	> Vier Arbeitstage vor Frist- 
ablauf im Konkurrenten­
streitverfahren;

	> Sieben Arbeitstage vor Frist­
ablauf bei sonstigen Klagen;

	> Sieben Arbeitstage vor Frist­
ablauf bei Ausschlussfristen;

	> Sieben Arbeitstage vor Frist­
ablauf bei Rechtsmitteln ge­
gen gerichtliche Entschei­
dungen;

	> Sieben Arbeitstage vor einer 
Terminswahrnehmung. 
�
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VBB-Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur 
amtsangemessenen Alimentation in Arbeit
Der Verband der Beamten und Beschäftigten der 
Bundeswehr (VBB) arbeitet derzeit an einer aus­
führlichen Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur 
Sicherstellung einer amtsangemessenen Bundes­
besoldung und -versorgung. Die Fachexperten des 
Verbands werden ihre Stellungnahme im Rahmen 
der Verbändekonsultationen einbringen.

Das Bundesinnenministerium 
hat einen Entwurf für ein Ge­
setz vorgelegt, dessen Ziel es 
ist, die sich aus zwei Beschlüs­
sen des Bundesverfassungs- 
gerichts (BVerfG) ergebenden 
Konsequenzen für die Bundes­
besoldung umzusetzen. Das 
BVerfG hatte festgestellt, dass 
die derzeitige Bestimmung des 
Niveaus der sozialen Mindest-
sicherung als Maßstab für die 
Besoldung der Beamten und Be­
amtinnen nicht ausreichend ist.

Der Verband prüft die konkre­
ten Auswirkungen des Gesetz­

entwurfs sehr genau und ach­
tet darauf, dass die Bedürfnisse 
und Ansprüche der Beamten 
und Beamtinnen berücksich­
tigt werden. Im Entwurf sind 
Maßnahmen vorgesehen, die 
dazu beitragen sollen, dass die 
Einstiegsgehälter im einfachen 
und mittleren Dienst sowie die 
Beihilfebemessungssätze für 
Familienmitglieder und Kinder 
angehoben werden. Außerdem 
soll ein alimentativer Ergän­
zungszuschlag (AEZ) einge­
führt werden, der sich an den 
Mietenstufen nach dem Wohn­
geldrecht orientiert.

Sie können den Referenten­
entwurf über folgenden  
Link des BMI herunterladen: 
https://www.bmi.bund.de/
SharedDocs/gesetzgebungs­
verfahren/DE/Downloads/
referentenentwuerfe/D3/
BBVAngG.pdf?__blob=publi 
cationFile&v=2.

	< Hintergrund

Das Bundesverfassungsgericht 
hat am 4. Mai 2020 zwei Ent­
scheidungen getroffen, die das 
Prinzip der amtsangemessenen 
Alimentation betreffen, das 
durch Art. 33 Abs. 5 des Grund­
gesetzes garantiert wird. 

Die Entscheidungen beziehen 
sich auf die Besoldungsvor­
schriften auf Landesebene und 
haben auch Auswirkungen auf 
den Bund. In einer Entschei­
dung stellte das Gericht fest, 
dass die Besoldung, die das 

Land Berlin für bestimmte 
Beamte gewährt hatte, unzu­
reichend war und eine reali­
tätsgerechtere Berücksichti­
gung von Bedürfnissen wie 
Mieten und Heizkosten gefor­
dert wurde. In einer weiteren 
Entscheidung stellte das Ge­
richt fest, dass die Besoldungs­
vorschriften in Nordrhein-
Westfalen für bestimmte 
Beamte unvereinbar mit dem 
Grundgesetz waren. 

Da das Gericht festgestellt hat, 
dass eine unzureichende Ali­
mentation Auswirkungen auf 
die gesamte Besoldungsstruk­
tur haben kann, muss auch der 
Bund die Auswirkungen auf 
seine eigene Besoldungsstruk­
tur berücksichtigen. Es muss 
eine neue, realitätsgerechte 
Methode zur Bestimmung des 
Grundsicherungsniveaus  
gefunden werden. 
�
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Zusatzvereinbarung zum Berlin/Bonn-Gesetz
Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung ist  
das Ziel verankert, dass der Bund mit Bonn,  
der Region sowie den Bundesländern NRW  
und Rheinland-Pfalz eine Zusatzvereinbarung  
abschließt, die an das Berlin/Bonn-Gesetz 
anknüpft.

Die Bundestagsabgeordneten 
aus Bonn und dem Rhein-Sieg-
Kreis setzen sich dafür ein, 
dass diese vertragliche Rege­
lung umgesetzt wird.

Am 13. Februar fand in Bonn zu 
diesem Thema eine Informati­
onsveranstaltung für die Inter­
essenvertretungen statt, zu 
der aus Berlin die zuständige 
Bundesbauministerin Klara 
Geywitz angereist war.

Sie gab einen Überblick über 
den aktuellen Stand der Pla­
nungen und stellte die Zeit­
linien der Umsetzung dar.  
Der VBB war stark vertreten 
mit der Bundesvorsitzenden 
Imke v. Bornstaedt-Küpper,  
dem Sprecher der Beamten­
gruppe im HPR, Stefan Tittes-
Deblon, dem Vorsitzenden des 
ÖPR BMVg Bonn, Wolfgang 
Bernath, sowie für den GPR 
BMVg Bettina Hannes.

Konsens besteht wohl inner­
halb der Bundesregierung, dass 
das Berlin/Bonn-Gesetz nicht 
aufgeschnürt wird. Es soll 
durch die Zusatzvereinbarung 
nur ergänzt werden, in dem 

Sinne, dass die Region Bonn/
Rhein-Sieg durch qualitativ 
hochwertige Bundesaufgaben 
gestärkt werden soll. Dabei 
sollen fachliche Schwerpunkte 
gebildet werden wie Interna-
tionalität oder Klima. Hier 
besteht noch kein abschlie­
ßendes Konzept. Ein Komplett­
umzug der Bundesregierung 
steht offensichtlich nicht im 
Raum. Die Ministerin betonte, 
dass sie hierzu keine Notwen­
digkeit sehe. Sowohl die Erfah­
rung der letzten Jahre mit mo­
bilem Arbeiten als auch die 
Tatsache, dass in Berlin – an­
ders als bei Verabschiedung 

des Berlin/ Bonn-Gesetzes – 
mittlerweile Wohnraumknapp­
heit besteht, spielen hierbei 
sicherlich eine Rolle.

Einen interessanten Aspekt 
brachte MdB Röttgen in die 
Diskussion ein, indem er dar­
legte, dass Dezentralität eine 

Stärke sei und Staaten mit ei­
ner zentralistischen Verwal­
tung keinesfalls krisenfester 
aufgestellt seien.

Ein Gedanke, der aus dem Pub­
likum aufgeworfen wurde, ziel­
te auf die aktuelle sicherheits­
politische Lage ab: Es sei kein 
Schaden, wenn die Bundesre­
gierung 600 Kilometer weiter 
westlich ein zweites „Stand­
bein“ habe und handlungs­
fähig bleibe.

Insgesamt war der offene Aus­
tausch sehr hilfreich und lässt 
Bonner Bedienstete hoffen, 
dass der politische Wille be­
steht, die Region durch Bun­
desbehörden zu stärken. Wenn 
Wechselmöglichkeiten beste­
hen, ist ein Umzug nach Berlin 
gegen den eigenen Willen 
wohl nicht zu erwarten.�

Verband der Beamten und Beschäftigten der Bundeswehr e.V.
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Voller Erfolg: hybride Podiumsdiskussion über die 
Eigenständigkeit der Bundeswehrverwaltung
Am Montag, dem 30. Januar 2023, fand in der 
Bibliothek des Bildungszentrums der Bundeswehr 
in Mannheim eine hybride Podiumsdiskussion des 
VBB statt, bei der die Eigenständigkeit der Bun­
deswehrverwaltung als Verfassungsgebot disku­
tiert wurde. Die Eigenständigkeit der Bundes­
wehrverwaltung bezieht sich auf die unabhängige 
und selbstständige Ausübung der administrativen 
Aufgaben innerhalb der Bundeswehr. Diese Eigen­
ständigkeit soll nach dem Verfassungsgebot ga­
rantiert sein, um eine Trennung von militärischen 
und zivilen Aufgaben sicherzustellen.

Zu Beginn begrüßte Christoph 
Reifferscheid, Präsident des Bil­
dungszentrums der Bundes­
wehr, die circa 50 Anwesenden 
vor Ort und über 115 online 
zugeschalteten Kolleginnen 

und Kollegen. Anschließend 
führte Imke v. Bornstaedt-Küp-
per, Bundesvorsitzende des 
VBB, in das Thema ein und 
zeigte anhand der Ergebnisse 
der Bestandsaufnahme der 

Bundeswehr die aktuelle Rele­
vanz auf. Das Ziel des VBB ist 
es, die Modernisierung und 
Fortentwicklung des Berufsbe­
amtentums auf der Grundlage 
grundgesetzlich verankerter 
Grundsätze zu fördern. In den 
letzten Jahren hatte die Bun­
deswehr den bundeswehrge­
meinsamen Ansatz verfolgt, 
bei dem zivile und militärische 
Aufgaben von Beamtinnen und 
Beamten sowie Soldatinnen 
und Soldaten vermischt wur­
den. Dies führte dazu, dass 
militärische Personen zivile 
Ämter leiteten, vermehrt 
Wechselstellen in Anspruch 
nehmen und die Fachaufsicht 
der zivilen Bundeswehrverwal­

tung durch Soldatinnen und 
Soldaten ausgeübt wurde. Es 
entstanden sogenannte Misch­
verwaltungen, bei denen zivile 
Dienststellen mit militärischen 
Aufgaben verschmolzen.
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Daraufhin gab Dr. Jan Stöß, 
MinDir, Abteilungsleiter Recht 
im BMVg, in seinem Diskussi­
onsimpuls die Position des Mi­
nisteriums hierzu wieder. Herr 
Dr. Stöß war für seinen Impuls 
digital dazugeschaltet, weil er 
einen wichtigen Termin mit 
dem neuen Verteidigungsmi­
nister Boris Pistorius in Berlin 
wahrnehmen musste.

Als nächster Referent trug Prof. 
Jörg Philipp Terhechte von der 
Universität Leuphana zu sei­
nem Gutachten vor. Um die 
Vereinbarkeit der oben ge­
nannten Entwicklungen mit 
den Vorgaben des Grundgeset­
zes zu prüfen, hatte der VBB 
ein Rechtsgutachten beauf­
tragt, das von Prof. Terhechte 

erstellt wurde. Die Ergebnisse 
dieses Gutachtens und mögli­
che Konsequenzen für die Pra­
xis waren Thema der öffentli­
chen Veranstaltung, an der 
weitere Expertinnen und Ex­
perten sowie das Publikum 
teilnahmen. Prof. Terhechte 
wies darauf hin, dass Art. 87b 
GG die Bundeswehrverwal­
tung legitimiert und dass die 
Leistungsfähigkeit dieser Ver­
waltung gewährleistet bleiben 
muss. Die Verfassung gebe 
zwar keine absoluten Grenzen. 
Sie habe aber eine normative 
Kraft, und Ausnahmen bedür­
fen besonderer Begründung.

Danach sorgte ein weiterer 
Diskussionsimpuls aus der Pra­
xis von Heike Maaß, RegDir’in, 

Leiterin KC Kiel, für 
einen angeregten 
Austausch. Auch sie 
legte sehr anschau­
lich dar, dass das Be­
rufsbeamtentum 
der Garant für die 
Rechtsstaatlichkeit 
ist. Das setzt ent­
sprechend fachlich 
gut ausgebildete 
Beamtinnen und 
Beamten voraus.

Anschließend fand eine Podi­
umsdiskussion unter Einbezie­
hung des Publikums vor Ort 
und digital statt, die von Imke 
v. Bornstaedt-Küpper mode­
riert wurde. Hier nahm Frau 
Anke Domurath, MinDirig’in, 
Unterabteilungsleiterin Recht I 
im BMVg, für die Amtsseite 
teil. Sie sprach von sogenann­
ten „Kipp-Punkten“, die nicht 
überschritten werden dürften. 
Es wurde in der Diskussion of­
fenkundig, dass weiterer Ge­
sprächsbedarf besteht. Einig­
keit bestand auch darüber, 
dass die Steigerung der Ein­
satzfähigkeit der Bundeswehr 
sowie die Übereinstimmung 
von Kompetenz und Verant­
wortung bei der Aufgaben­
wahrnehmung die gemein- 
samen Ziele sind.

Im Anschluss an die Diskussion 
wurde das Gutachten offiziell 
der Amtsseite übergeben.

Zu guter Letzt fand im Foyer 
der Bibliothek ein Sektemp­
fang mit Fingerfood statt. Die 
Gäste vor Ort genossen die 
entspannte Atmosphäre und 
nutzten die Gelegenheit zum 
Networking.

Das Gutachten „Die Eigenstän­
digkeit der Bundeswehrverwal­
tung als Verfassungsgebot – Die 
Bedeutung von Art. 87b Grund­
gesetz im Lichte neuer Organi­
sations- und Personalentwick­
lungen in der Bundeswehr“ 
steht Ihnen als VBB-Mitglied 
ab sofort zum Download im ge­
schützten Mitgliederbereich der 
Homepage zur Verfügung. �

Besuch der Personalversammlung des 
Marinearsenals „Warnowwerft“ in Rostock
Eine besondere Premiere gab es am 22. Februar 
2023 in der VIP-Lounge des Ostseestadions vor 
über 300 neuen Beschäftigten anlässlich der 
ersten Personalversammlung des Marinearsenals 
„Warnowwerft“.

Der VBB hatte die Möglichkeit, 
im Rahmen dieser Personalver­
sammlung den Verband vorzu­
stellen. 

Die Bundesleitung war hierzu 
mit dem Sprecher des Fachbei­
rates Tarifpolitik, Alexander 
Heß, vertreten. Mit seiner pro­
funden gewerkschaftlichen Er­
fahrung traf er den richtigen 
Ton und weckte bei den Teil­

nehmenden reges Interesse für 
den VBB. Dies spürten auch die 
Kolleginnen und Kollegen am 
Info-Stand des VBB. Die Infor­
mationen und Give-aways fan­
den regen Absatz. Der Bereich I 
war durch den stellvertreten­
den Bereichsvorsitzenden, Kol­
lege Oliver Strinkau, und durch 
den Standortgruppenvorsit­
zenden, Kollege Frank Wilcke, 
vertreten. Beide wurden durch 

das Bundesvorstandsmitglied 
Sonja Kühne-Heß unterstützt. 
Weitere Aktivitäten des VBB, 
insbesondere für die Tarifbe­
schäftigten, sind in Rostock be­

reits in Planung. Wir freuen 
uns über den Zuwachs der Kol­
leginnen und Kollegen aus der 
Marinewerft und auf die wei­
tere verbandliche Arbeit.�
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